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Liebe Kollegin, 
lieber Kollege, 
 
in einer Verwal-
tung, in der die 
Auswirkungen 
des demografi-
schen Wandels 
große Personal-
lücken reißen 
wird, sind Dis-
kussionen über 
die Anhebung 
des Pensionsalters auf 67 Jahre in Berlin von gro-
ßem Interesse. 
Zu den Rahmendaten ist zu sagen, dass Berlin der-
zeit das einzige Bundesland ist, in dem die Beam-
tinnen und Beamten noch mit 65 Jahren in Pension 
gehen können. 
Im Koalitionsvertrag der Landesregierung wurde 
festgelegt, dass beim Erreichen des Durchschnitts 
der Besoldung der übrigen Bundesländer, die Lan-
desregierung über die Erhöhung der Lebensar-
beitszeit auf 67 Jahre nachdenkt. 
Die Landesregierung geht davon aus, dass dieses 
Ziel in diesem Jahr erreicht wurde und bereitet eine 
entsprechende Gesetzesvorlage zur Veränderung 
der Lebensarbeitszeit für die Beamtinnen und Be-
amten des Landes Berlin vor.  
 
Brisanz und Diskussionsbedarf entstand seit April 
2022 durch eine kleine Anfrage der CDU im Abge-
ordnetenhaus. Die Senatsverwaltung für Finanzen 
legte in der Beantwortung dieser Anfrage dar, dass 
derzeit ein Referentenentwurf erstellt wird, der die 
Anhebung der Regelaltersgrenze auf das vollen-
dete 67. Lebensjahr vorsieht. Aus Vertrauens-
schutzgründen sollen dabei Übergangsregelungen 
geschaffen werden. Das Inkrafttreten des Geset-
zes ist zum 01.01.2023 vorgesehen. 
 
Aus diesen dürren Informationen haben die Me-
dien unterschiedliche Spekulationen über die ge-
planten Regelungen angestellt und zu einer erheb-
lichen Verunsicherung der Beschäftigten beigetra-
gen, die in einem pensionsnahen Lebensalter sind. 
 
Die Fakten sehen derzeit wie folgt aus: 
Die Senatsverwaltung meint, mit dem Gesetzent-
wurf zur Anpassung der Besoldung und Versor-
gung für das Land Berlin 2021 vom 09.02.2021 
nunmehr zum 01.01.2021 den Besoldungsdurch- 
 

 
schnitt der übrigen Bundesländer erreicht zu haben 
und sieht damit den Zeitpunkt gekommen, das 
Pensionsalter in Berlin auf 67 Jahre anheben zu 
können.  
Nach Auskunft der Senatsverwaltung für Finanzen 
wird die Gesetzesvorlage zur Veränderung der Le-
bensarbeitszeit für Beamtinnen und Beamte des 
Landes Berlin voraussichtlich im Herbst vorgelegt 
werden. In dieser Gesetzesvorlage werden Über-
gangsregelungen enthalten sein, die je nach Le-
bensalter und der Nähe zum 65. Lebensjahr eine 
Staffelung zur Erhöhung der Lebensarbeitszeit bis 
max. 67 Jahre vorsehen. Derzeit werden Abfragen 
bei den anderen Bundesländern dahingehend aus-
gewertet, welche besonderen Regelungen für Voll-
zugsbeamtinnen und –beamte (beispielsweise 
Feuerwehr, Polizei, Justizvollzug) dort getroffen 
wurden. 
 
Eines ist aber klar, auch die DSTG und der dbb 
beamtenbund und tarifunion berlin werden zu 
gegebener Zeit eine Stellungnahme zu dem Ge-
setzentwurf abgeben. 
Mit einer Zustimmung von DSTG und dbb zu einer 
Verlängerung der Lebensarbeitszeit ist aber nicht 
zu rechnen, solange die Besoldung nicht an die 
des Bundes angeglichen und eine Reparatur der 
A-Besoldung (wie bei der Richterbesoldung) nicht 
erfolgt ist. Ohne die Herstellung einer verfassungs-
konformen Besoldung ist die Erhöhung der Le-
bensarbeitszeit indiskutabel.  
 
Wir werden Sie weiterhin unterrichten und auf dem 
Laufenden halten. 
 
 
Mit kollegialen Grüßen  
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„Steuergerechtigkeit gibt es nicht zum 
Nulltarif“ die DSTG stellt sich für die 

nächsten fünf Jahre auf 
 
Vom 22. bis 23. Juni 2022 fand der 19. Steuer-
Gewerkschaftstag der DSTG unter dem Motto 
„Steuergerechtigkeit gibt es nicht zum Nullta-
rif“ in Berlin statt.  
Der Gewerkschaftstag ist das höchste Gre-
mium der DSTG. Auf ihm wird die neue Bundes-
leitung gewählt, die Satzung verabschiedet und 
die für die nächsten Jahre richtungsweisenden 
Anträge beschlossen.  
 

 
Die Delegierten und Gastdelegierten der DSTG Berlin. Auch 
die amtierende DSTG-Bundesjugendvorsitzende Sandra 
Heisig ist Mitglied des Gewerkschaftstages. 

 
Florian Köbler wird neuer DSTG-Bundesvorsit-
zender – Auf gute Zusammenarbeit 
 

Der 39jährige Finanzbe-
amte aus Bayern setzte 
sich im Wettbewerb um 
den Vorsitz gegen seinen 
hessischen Kollegen 
durch. Der bisherige Bun-
desvorsitzende Thomas 
Eigenthaler war nach 11 
Jahren nicht mehr ange-
treten, um die Führung in 
jüngere Hände zu überge-
ben. Köbler, bereits seit 
2017 stellvertretender 

Bundesvorsitzender der DSTG und seit 2018 Prä-
sident der UFE, der Union of Finance Personell in 
Europe, wird nun für die nächsten fünf Jahre die  
 

 
Geschicke der DSTG lenken. Als stellvertretende 
Vorsitzende wählten die über 250 Delegierten die  
KollegInnen Margaret Horb, Jens Vernia, Andreas 
Krüger und Andrea Sauer-Schnieber. 

 

 
Die neue Bundesleitung. 

Foto: Friedhelm Windmüller 

 
Satzungsänderung – Stärkung der Rechte von 
Menschen mit Behinderungen 
 
Wichtigste Änderung der nun verabschiedeten Sat-
zung ist die Aufnahme einer Kommission für die 
Rechte von Menschen mit Behinderungen. Diese 
wird zur Vorbereitung von politischen Grundsatz-
entscheidungen und Stellungnahmen der DSTG-
Gremien aus dem Themengebiet des dritten Teils 
des Sozialgesetzbuches IX gebildet. Die Kommis-
sion setzt sich zusammen aus den VertreterInnen  
der Landes- und Bezirksverbände. 
Der Antrag der Landesverbände aus dem Norden, 
u.a. der DSTG Berlin, auf eine Veränderung und 
Vereinfachung des Wahlverfahrens verfehlte die 
geforderte 2/3 Mehrheit knapp. Dagegen war die 
DSTG Berlin mit ihrem Antrag auf die Festschrei-
bung einer nicht gewichtenden und damit kollegia-
leren Abstimmung bei gewerkschaftspolitischen 
Beschlüssen im Bundesvorstand erfolgreich. Da-
mit werden auch die Rechte der DSTG Berlin bei 
der DSTG Bund gestärkt. 
 
Leitanträge beschlossen – es gibt viel zu tun! 
 
Die Delegierten berieten über sechs Leitanträge, 
die zu den Themen Steuerpolitik, Digitalisierung 
und IT, Personalsituation, Nachwuchsmangel, Ta-
rif und Flexibles Arbeiten umfangreiche Sachver-
haltsanalysen und Forderungen beinhalten. So soll 
sich die DSTG Bund in den nächsten fünf Jahren  
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bei der Politik u.a. für die Abschaffung der Abgel-
tungssteuer, die Einführung einer elektronischen 
Registrierkassenpflicht und die Beibehaltung der 
Ablaufhemmung nach § 171 Abs. 4 AO einsetzen.  
 
Das Erbschaftsteuersystem bedarf einer Überprü-
fung, die Grunderwerbsteuer für Familien muss ge-
senkt werden, die Umsatzlücke geschlossen und 
Steuerhinterziehung und Geldwäsche intensiver 
bekämpft werden.  
Die DSTG Bund fordert eine aufgaben- und sach-
gerechte Personalausstattung für die gesamte Fi-
nanzverwaltung. Dazu bedarf es einer Personal-
planung, die die demografische Entwicklung, die 
hohen und außerordentlichen Altersabgänge und 
die Probleme bei der Nachwuchsgewinnung be-
rücksichtigt. Die Personalausstattung selbst muss 
den Ergebnissen der Personalbedarfsberechnung 
entsprechen. 
Um den Nachwuchsman-
gel zu lösen, müssen mo-
derne Personalgewin-
nungskonzepte entwickelt 
und die Bezahlung wettbe-
werbsfähig gestaltet wer-
den. Die Zahlung von An-
wärtersonderzuschlägen 
darf dabei kein Tabu-
thema sei. Zudem ist es 
notwendig, alle erfolgreich 
geprüften Laufbahnabsol-
ventInnen zu überneh-
men. 
 
Für Tarifbeschäftigte in der Finanzverwaltung for-
dert die DSTG ein modernes und transparentes 
Entgeltsystem, die Eingruppierungsmerkmale, 
welche noch aus dem Jahr 1978 stammen, müs-
sen dringend an die heutigen Tätigkeiten ange-
passt werden. Verschlechterungen, die sich bei-
spielsweise aus der Neubewertung eines Arbeits-
vorgangs ergeben könnten, muss entschieden ent-
gegengetreten werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Einzelanträge – Vielfältige Arbeitsaufträge an 
die Bundesleitung 
 

Über 230 Einzelanträge von 
Landes- und Bezirksverbän-
den sowie der Querschnitts-
organisationen Frauen, Ju-
gend und Senioren zu den 
Themen Steuerpolitik, Öf-
fentlichkeitsarbeit, Organisa-
tion der Finanzverwaltung, 
Dienstrecht, Beamten- und 
Sozialrecht, Berufliche Bil-
dung, Tarifpolitik und interne 

Organisation, lagen den Delegierten vor. Die 
DSTG Berlin lenkte in ihren Anträgen das Augen-
merk auf die notwendige Änderung der Verord-
nung über die örtliche Zuständigkeit für die Um-
satzsteuer im Ausland ansässiger Unternehmer. 
Die derzeitige Regelung hat belastende Folgen für 
das Finanzamt Neukölln sowie alle anderen Berli-
ner Finanzämter und muss dringend überarbeitet 
werden. 
 
Öffentliche Veranstaltung – die DSTG emp-
fängt Bundesfinanzminister Christian Lindner 
 
Lindner lobte die Finanzverwaltung für ihre hervor-
ragende Arbeit und betonte, dass ohne diese 
Säule des Staates nichts laufen würde. Kirsten 
Lühmann, die stellvertretende dbb-Bundesvorsit-
zende, nahm dies zum Anlass auf die kommenden 
Tarifverhandlun-
gen für die Be-
schäftigten des 
Bundes hinzuwei-
sen. Sie formu-
lierte ihre Hoff-
nung, dass der 
Bundesfinanzmi-
nister sich dann 
noch an seine jet-
zigen Aussagen 
erinnert und ein 
ordentliches Ta-
rifergebnis erzielt 
werden kann. 
 
 
 
 
 
 
 

 
Die vollständigen  
Leitanträge mit ihren umfas-
senden Forderungen finden 
Sie hier: 
www.dstg.de/18-steuer-ge-
werkschaftstag/ 
 

http://www.dstg.de/18-steuer-gewerkschaftstag/
http://www.dstg.de/18-steuer-gewerkschaftstag/
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DSTG Berlin begrüßt geplante  
Änderung der StPBSV 

 
Die Verordnung über den Praxisaufstieg, Beförde-
rungsqualifizierung und Sonderlaufbahngruppen-
wechsel der Beamtinnen und Beamten der Lauf-
bahnfachrichtung Steuerverwaltung (StPBSV) soll 
geändert werden.  
Bereits vor einiger Zeit wurde die Entscheidung ge-
troffen, die Außenprüfungsdienste, hier insbeson-
dere die Lohnsteuer-Außenprüfung und die 
Kleinstbetriebsprüfung, nur noch mit Kolleginnen 
und Kollegen der LfbGr. 2.1. zu besetzen und dort 
keine Stellen mehr in den Wertigkeiten der LfbGr. 
1.2. anzubringen. Dennoch befand sich bereits 
eine große Zahl von KollegInnen der LfbGr. 1.2. in 
der Außenprüfung. Gleichzeitig wurde es immer 
schwerer, die entsprechenden Positionen mit Lauf-
bahnabsolventInnen oder erfahrenen KollegInnen 
zu besetzen. 
 

So entschied man sich, neben dem Regelaufstieg 
und dem bisherigen Praxisaufstieg eine Möglich-
keit zu schaffen, die eine Personalentwicklung ge-
zielt für die Außenprüfungsdienste zulässt: Der 
Praxisaufstieg Außenprüfung.  
Die bisherige Regelung in der StPBSV legte aber 
fest, dass die praktische Unterweisung fast aus-
schließlich im Innendienst zu erfolgen hatte, ein 
Einsatz in der Außenprüfung war nur für einen Mo-
nat vorgesehen. Somit war eine gezielte Ausbil-
dung neuer AußenprüferInnen nur schwer möglich. 
Nun ist geplant die StPBSV so zu ändern, dass ein 
Großteil der praktischen Unterweisung auch in der 
Außenprüfung stattfinden kann.  
Die DSTG Berlin begrüßt die geplante Änderung, 
sorgt sie doch für die notwendige Flexibilität in der 
Ausbildung der Praxisaufsteigenden und lässt ei-
nen größeren Umfang des Einsatzes in den Au-
ßenprüfungsstellen der Finanzämter zu. Für die 
Ausbildung zukünftiger AußenprüferInnen ist 
dies auf jeden Fall zielführender. 
 
Gleichzeitig hat die Änderung aber auch positive 
Auswirkungen auf den Einsatz der Praxisaufstei-
gerInnen, die nicht gezielt auf die Außenprüfung 
vorbereitet werden. Durch die Mindestzahl von 2 
Monaten in der Außenprüfung haben Sie jetzt die 
Möglichkeit, die von ihnen begleiteten Fälle auch 
tatsächlich zum Abschluss zu führen. Bei einem 
Einsatz von nur einem Monat war dies kaum mög-
lich. 
 

 

Landesleitung im Gespräch mit der 
Fraktion von Bündnis 90/Die Grünen 

Als erste Regierungsfraktion des im September 
2021 neu gewählten Abgeordnetenhauses hat 
Bündnis 90/Die Grünen die Möglichkeit zu einem 
Gespräch mit der Deutschen Steuer-Gewerkschaft 
wahrgenommen. DSTG Landesvorsitzender Detlef 
Dames und sein Stellvertreter Oliver Thiess wur-
den vom Co-Fraktionsvorsitzenden Werner Graf 
empfangen.  

 

Nach einer kurzen Vorstellung erfolgte ein Aus-
tausch über beamtenpolitische Themen.  
Die DSTG Vertreter sprachen sich deutlich gegen 
die geplante Erhöhung der Pensionsaltersgren-
zen aus. Bisher wurde unter anderem der Nach-
weis noch nicht erbracht, dass das Land Berlin das 
besoldungstechnische Mittel der anderen Bundes-
länder erreicht hat. Weiterhin muss die Verfas-
sungswidrigkeit der A-Besoldung der vergangenen 
Jahre beseitigt und die Jahressonderzahlung wie-
der auf das Niveau eines 13. Monatsgehalts ange-
hoben werden. Auch auf die Rücknahme der Strei-
chung des Urlaubsgeldes warten die Kolleginnen 
und Kollegen bereits viel zu lange.  
Von einem Reparaturgesetz, das die Verfassungs-
widrigkeit der A-Besoldung beseitigt, sollen nach 
Ansicht von Detlef Dames alle Kolleginnen und 
Kollegen profitieren und nicht nur diejenigen, die in  

 

v.l.n.r.: Detlef Dames, Werner Graf, Oliver Thiess 
Bildrechte: DSTG 
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den vergangenen Jahren rechtzeitig Widerspruch 
gegen ihre Besoldung eingelegt haben.  

Sofern die Pensionsaltersgrenze irgendwann tat-
sächlich auf 67 Jahre angehoben wird, forderten 
die DSTG-Vertreter eine Möglichkeit zu schaffen, 
bereits nach 45 Dienstjahren abschlagsfrei in Pen-
sion gehen zu können.  
Werner Graf teilte mit, dass die Rot-Grün-Rote Re-
gierungskoalition bereits viele Anstrengungen un-
ternommen hatte, um den Beschäftigten der Berli-
ner Verwaltung Wertschätzung entgegenzubrin-
gen und verwies auf die Besoldungsanpassungen 
der vergangenen Jahre. Seine Fraktion sei sich be-
wusst, dass die Landesbeschäftigten in der Ver-
gangenheit und besonders während der Corona 
viel für die Stadt geleistet haben.  
Er verwies aber auch darauf, dass aufgrund der 
Sparpolitik der vergangenen Regierungen sich ein 
enormer Investitions- und Sanierungsstau gebildet 
hat, der auch abzubauen sei.  

Dessen waren sich Detlef Dames und Oliver 
Thiess natürlich bewusst, machten aber darauf 
aufmerksam, dass eine Investition in Personal und 
eine funktionierende Verwaltung aber dennoch 
nicht außer Acht gelassen werden darf und ein not-
wendiges Zeichen der Wertschätzung darstellt. 

Angesichts einer Vielzahl von Tarifbeschäftigten im 
Landesdienst bestand Einigkeit darüber, dass Ber-
lin unbedingt Mitglied der Tarifgemeinschaft der 
Länder bleiben müsse. Dafür müsse aber die 
Hauptstadtzulage entsprechend TdL-konform 
umgearbeitet und möglichst im Tarifvertrag veran-
kert werden und dieses ggf. in Form einer Bal-
lungszulage. Oliver Thiess sprach sich gegen eine 
einseitige Abschaffung der Hauptstadtzulage zu-
lasten der Tarifbeschäftigten aus. Eine Abschaf-
fung würde die Attraktivität des öffentlichen Diens-
tes als Arbeitgeber weiter mindern und zu einer 
Neiddiskussion gegenüber den Landesbeamten 
führen, für die die Zahlung der Hauptstadtzulage 
gesetzlich verankert ist. 

Auch über Ausbildung und Nachwuchsgewin-
nung wurde gesprochen. Bis 2030 wird ein großer 
Teil der Beschäftigten die Berliner Finanzverwal-
tung verlassen. Mit der aktuellen Zahl an Absolven-
ten von Finanz- und Fachhochschule wird dieser 
Personalschwund kaum aufzuhalten sein. Durch 
höhere Einstellungszahlen und größeren Einfluss 
gegenüber dem Land Brandenburg soll es nun ge- 

 

schafft werden, dass mehr Anwärterinnen und An-
wärter auch tatsächlich in den Finanzämtern an-
kommen. 

Zudem sprach sich die DSTG für eine Entfristung 
der Quereinsteigenden aus. Aus unserer Sicht ist 
die Grundsteuerreform keine Aufgabe die in drei 
Jahren erledigt ist, sondern aufgrund der regelmä-
ßigen Neufeststellungen auch weiterhin große Per-
sonalkapazitäten binden wird.  

Zudem sei eine Stärkung der IT-Ausstattung not-
wendig. Dies umfasse neben der Verbesserung 
der Telearbeit, Stichwort: Drucker, auch Investitio-
nen ins Berliner Landesnetz, um den Datentransfer 
und die Arbeitsgeschwindigkeit der PC-Pro-
gramme zu verbessern. 

 

 

Verlängerung der Erfahrungsstufenzeit 
bei Beschäftigungsverbot wegen 

Schwangerschaft bei Tarifbeschäftigten 
(Beamtinnen sind nicht betroffen) 

In dem Rundschreiben LVwA IPV Nr. 10/2022 mit 
Änderungen und Hinweisen zum Monat März 
wurde in Tz. 4.7.1 auf die bisher „fehlerhafte“ Er-
fassung der Stufensteigerungen bei Beschäfti-
gungsverbot / Elternzeiten eingegangen. Beides 
wurde von jeher als stufenhemmende Abwesen-
heiten eingestuft, aber die Zeiten des Beschäfti-
gungsverbots nicht dementsprechend eingegeben. 
Mit Entdeckung dieses Fehlers auf Grund von Sys-
temanpassungen und -überarbeitungen wurden 
diese Zeiten noch erfasst und außerdem noch 
mögliche Korrekturen vorgenommen. 

Für die Elternzeit ist dies auch so im TV-L geregelt. 
Jedoch gilt für Zeiten des Mutterschutzes etwas 
anderes: Gem. § 17 (3) a) TV-L zählen Schutzfris-
ten nach dem Mutterschutzgesetz zu den Zeiten, 
die die Stufenlaufzeiten nicht verlängern. Dies gilt 
u.a. auch für längere Erkrankungen (Buchst. b)). 

Gerade in der Zeit der Corona-Epidemie gab es 
keinen Impfschutz für werdende Mütter, weswegen 
vermehrt Beschäftigungsverbote ausgesprochen 
wurden, um das ungeborene Leben und die 
Schwangere zu schützen. Hierzu gibt es einen 
ausführlichen Hinweis des BMFSFJ mit Stand vom         
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24.2.2021), der auch auf das Thema Beschäfti-
gungsverbot eingeht. Es konnte nicht sein, dass 
ein Beschäftigungsverbot von Schwangeren an-
ders behandelt wird als die gesetzlichen Mutter-
schutzzeiten oder eine längere Erkrankung. Zumal 
sich die Verlängerung der Stufenlaufzeit ja nicht 
nur einmalig auswirkt, sondern sich bis zur Verren-
tung hinzieht. Das ganze restliche Berufsleben 
kommt die nächste Erfahrungsstufe und daher 
auch das höhere Gehalt um diesen Zeitraum spä-
ter. Hier lag nach Erachten der Frauenvertretungen 
eine eindeutige Diskriminierung werdender Mütter 
vor.  

Nach erfolgter Abstimmung mit der Tarifgemein-
schaft der Länder ist diese Ungleichbehandlung 
mit dem Rundschreiben IV 28/2022 vom 17.6.2022 
aufgehoben worden. § 17 (3) S.1 a) TV-L ist jetzt 
einvernehmlich dahingehend auszulegen, dass 
Beschäftigungsverbote von Schwangeren außer-
halb der Schutzfristen vor und nach der Entbin-
dung genauso zu behandeln sind wie die Mutter-
schutzfristen. Die Stufenlaufzeiten der betroffenen 
Kolleginnen werden nun rückwirkend neu berech-
net und die sich daraus ergebenden Nachzahlun-
gen im Rahmen der Ausschluss- und Verjährungs-
fristen veranlasst. 

Bitte überprüfen Sie Ihre Gehaltsnachweise 
und wenden Sie sich gegebenenfalls an die 
Fachleute der DSTG. 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 

 
 

Richtigstellung: 
 

Im Grollblatt Nr. 3 vom 29.6.2022 wurde eine Weg-
streckenentschädigung von 30 Cent für die Nut-
zung des privaten PKW angegeben. Dies ist nur 
bedingt richtig, da es sich um die sog. „große“ 
Wegstreckenentschädigung laut Bundesreisekost- 
 

 

engesetz handelt, die nur bei erheblichem dienstli-
chen Interesse des Dienstherrn mit Anordnung 
bzw. schriftlicher Genehmigung und somit recht 
selten gewährt wird. 
Die pauschale Wegstreckenentschädigung beträgt 
20 Cent und ist zudem auf einen Höchstbetrag von 
130 € (in Ausnahmefällen 150 €) begrenzt. Ergän-
zend ist anzumerken, dass auf Grund des Landes-
beamtengesetzes die Wegstreckenentschädigung 
die niedrigste Beförderungsklasse eines regelmä-
ßig verkehrenden Beförderungsmittels nicht über-
steigen darf, weshalb gem. der Senatsverwaltung 
für Finanzen in der Regel (Ausnahmen sind bspw. 
der Vollstreckungsaußendienst und die Fahndung) 
maximal die Kosten der BVG erstattet werden. 
Wir bitten, diese Ungenauigkeit zu entschuldigen. 
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sers dar, die mit der Meinung der DSTG Berlin nicht übereinstimmen muss. 

 

 

Folgen Sie der DSTG Berlin auf Facebook  
www.facebook.com/DahinterStehenTausendeGesichter-

Berlin 
 

Alle Informationen rund um die DSTG Berlin finden Sie 
auf der Homepage der Berliner Steuergewerkschaft: 

 www.dstg-berlin.de 

Vertreterinnen der Tarifbeschäftig-
ten der DSTG Landesleitung: 
 
Gabi Kluge (FA Friedrichshain-
Kreuzberg) 
gabriela.kluge@dstg-berlin.de 

 
Harriet Schleyer (FA Wilmersdorf) 
harriet.schleyer@dstg-berlin.de  
 


